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Fischereigesetz (FiG)  
(Änderung) 

 
 Der Grosse Rat des Kantons Bern, 
 auf Antrag des Regierungsrates, 
 beschliesst: 

 
 I. 

 Das Fischereigesetz vom 21. Juni 1995 (FiG) wird wie folgt geändert: 

  

2. Unübertragbarkeit, 
Ausnahmen 

Art. 31   1 und 2 Unverändert.  

  

 3   An Jahrespatentinhaberinnen und -inhaber können unpersönliche Gastpa-
tente abgegeben werden. 

  

 Art. 32   Die zuständige Stelle der Volkswirtschaftsdirektion erteilt die Paten-
te. 

  

  

 Art. 33   "Patent und Fangstatistik" wird ersetzt durch "Patent, Fangstatistik 
und die weiteren erforderlichen Ausweise". 

  

Information Art. 36   Personen, die ein Patent beziehen oder einen Pachtvertrag ab-
schliessen, werden die massgeblichen Fischereivorschriften zugänglich ge-
macht. 

  

 Art. 38   1 Die Gebührenhöhe für Angelfischerpatente richtet sich nach der 
Gültigkeitsdauer, wobei folgende Ansätze gelten: 
          CHF 
a für ein Kalenderjahr 200.-- 

b für ein Kalenderjahr (einschliesslich Köderfischfang) 225.-- 

c für 30 Tage 150.-- 

d für sieben Tage    85.-- 

e für einen Tag   28.-- 

f Gastpatent während eines Kalenderjahrs   70.-- 
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 2   Unverändert. 

 3   Die Gebühren für die Jugendkarten betragen für alle Bewerberinnen und 
Bewerber  
 CHF 
a für ein Kalenderjahr   60.-- 

b für ein Kalenderjahr (einschliesslich Köderfischfang)   80.-- 

c für 30 Tage   40.-- 

d für sieben Tage   28.-- 

e für einen Tag   17.-- 

 4   Aus besonderen Gründen, namentlich für Organe der Fischereiaufsicht und 
zu Promotionszwecken, können Gratispatente abgegeben werden. 

  

 Art. 40   Die Jahresgebühren für Berufsfischerpatente betragen 

"Fr." wird ersetzt durch "CHF" 

a “1200.-” wird ersetzt durch “1350.-” 

b “600.-” wird ersetzt durch “675.-” 

  

 Art. 46   Der Kanton kann im Rahmen des Voranschlags Abgeltungen ge-
währen 

a "wären, sowie" wird ersetzt durch "wären,",  

b "liegen." wird ersetzt durch "liegen,", 

c für Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Ausgabe von Angelfi-
scherpatenten sowie der Erfassung und Auswertung der Fischfang-
statistik. 

  

 Art. 60   1 Mit Busse bis zu 20 000 Franken wird bestraft, wer 

a bis e unverändert; 

f die Pflicht zur Führung und Einreichung der Fangstatistik missachtet 
oder zu seinem Patent mehr als eine einzige Fangstatistik besitzt;  

g "missachtet oder" wird ersetzt durch "missachtet;";  

h "nachkommt." wird ersetzt durch "nachkommt oder";  

i beim Bezug von Patenten unwahre oder irreführende Angaben 
macht. 

 

 2   Unverändert. 

  

 Art. 65   Die zuständige Stelle der Volkswirtschaftsdirektion kann die Patent-
erteilung verweigern oder ein erteiltes Patent entziehen, falls jemand in 
schwerer Weise oder wiederholt gegen Fischereivorschriften verstossen oder 
beim Patentbezug falsche oder irreführende Angaben gemacht hat. 

  

 Art. 67   1 Unverändert.  
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 2   "Renaturierungen und Bewirtschaftungsmassnahmen" wird ersetzt durch 
"Patentabgabe, Renaturierungen und Bewirtschaftungsmassnahmen". 

 3   Unverändert. 

  

 Art. 68   1 Unverändert. 

 2   Er erlässt Ausführungsvorschriften, insbesondere über 

a bis o unverändert, 

p die Abgabe von unpersönlichen Gastpatenten und Kollektivpatenten, 

q unverändert, 

r "Fischereiaufsichtskreise und" wird ersetzt durch "Fischereiaufsichts-
kreise,", 

s "Vorschriften." wird ersetzt durch "Vorschriften und"  

t  die Modalitäten der Patentausgabe. 
 

 3   "e bis s" wird ersetzt durch "e bis t". 

  

 Art. 69   1 ", von ihr nach geordneten Organen oder von den Regierungsstatt-
halterinnen und Regierungsstatthaltern" wird aufgehoben. 

 2 und 3Unverändert. 

  

 II. 

 Der Regierungsrat bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens. 

 
 
 Dem Grossen Rat wird beantragt, nur eine Lesung durchzuführen. 
  
   
 Bern, ¦ ¦ ¦ Im Namen des Regierungsrates 

  Der Präsident: ¦ ¦ ¦ 
  Der Staatsschreiber: ¦ ¦ ¦ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Das geltende Recht kann vor der Session bei der Staatskanzlei und während 

der Session beim Weibeldienst bezogen werden. 
 
 
 


